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§203
Ladung des Angeklagten

(1) Der Angeklagte wird durch Zustellung geraden; dabei 
ist der nicht inhaftierte Angeklagte darauf hinzuweisen, daß 
im Falle seines unentschuldigten Ausbleibens seine Vorfüh­
rung erfolgen wird.

(2) Die Anklageschrift und der Eröffnungsbeschluß müssen 
spätestens mit der Ladung zur Hauptverhandlung zugestellt

- werden. Die Abschrift eines Schadensersatzantrages kann 
auch nach der Ladung zur Hauptverhandlung wirksam zuge­
stellt werden, wenn hierbei die Ladungsfrist gewahrt wird.

(3) Dem Angeklagten sind die Anklageschrift und der Er­
öffnungsbeschluß lediglich zur Kenntnis zu bringen, wenn 
die Voraussetzungen für den Ausschluß der Öffentlichkeit 
gemäß § 211 Absatz 3 vorliegen.

§204

Ladungsfrist

(1) Zwischen der Zustellung der Ladung und dem Tage der 
Hauptverhandlung muß eine Frist von mindestens fünf Tagen 
liegen.

(2) In Ausnahmefällen kann das Gericht durch begründeten 
Beschluß die Ladungsfrist bis auf 24 Stunden abkürzen, wenn 
die Erforschung der Wahrheit im Strafverfahren dadurch 
nicht gefährdet wird. Der Beschluß kann nur zusammen mit 
dem Urteil angefochten werden.

(3) Der Angeklagte kann auf die Einhaltung der Ladungs­
frist verzichten.

§205

Ladung des Verteidigers
(1) Neben dem Angeklagten ist der bestellte Verteidiger 

stets, der gewählte Verteidiger dann zu laden, wenn die Wahl 
dem Gericht angezeigt worden ist. Haben mehrere Ange­
klagte einen gemeinschaftlichen Verteidiger, wird diesem nur 
eine Ladung zugestellt.

(2) Die Anklageschrift, der Eröffnungsbeschluß und die Ab­
schrift eines Schadensersatzantrages sind dem Verteidiger 
unter den gleichen Voraussetzungen zuzustellen wie dem 
Angeklagten. Die Ladung des Verteidigers soll gleichzeitig 
mit der Ladung des Angeklagten erfolgen. Soweit die Be­
auftragung des Verteidigers erst später dem Gericht mitge­
teilt wird, ist dieser unverzüglich zu laden.

§206
Beweisanträge des Angeklagten

(1) Mit der Zustellung der Ladung zur Hauptverhandlung 
ist der Angeklagte auf sein Recht hinzuweisen, eigene Be­
weisanträge zu stellen.

(2) Verlangt der Angeklagte die Ladung von Zeugen oder 
Sachverständigen oder die Vorlage anderer Beweismittel zur 
Hauptverhandlung, hat er unter Angabe der Tatsachen, über 
die der Beweis erhoben werden soll, seine Anträge beim 
Gericht zu stellen.

(3) Beweisanträge des Angeklagten hat das Gericht dem 
Staatsanwalt mitzuteilen.

§207
Ladung des gesellschaftlichen Anklägers und des 4 

gesellschaftlichen Verteidigers
Nach Zulassung sind der gesellschaftliche Ankläger und der 

gesellschaftliche Verteidiger unter Beifügung des Beschlusses 
über die Zulassung zu laden. Die Ladung soll Hinweise auf 
seine Aufgaben und Rechte enthalten.

§208
Ladung ohne Antrag

Das Gericht kann auch ohne Antrag die Ladung von Zeu­
gen, Vertretern . der Kollektive und Sachverständigen sowie 
die Vorlage anderer Beweismittel anordnen.

§209

Aufforderung zur Teilnahme an der Hauptverhandlung
(1) Das Gericht hat in geeigneten Verfahren den betreffen­

den Gewerkschaftsleitungen, Leitungen der Freien Deutschen 
Jugend, Betriebsleitungen, Ausschüssen der Nationalen Front 
und anderen Organen, Einrichtungen und Kollektiven, die 
von der Strafsache berührt werden, rechtzeitig Nachricht über 
die stattfindende Verhandlung und konkrete Hinweise zu 
geben, welche Bedeutung ihre Teilnahme am Gerichtsverfah­
ren für dessen Auswertung in ihrer Arbeit hat.

(2) Zur Erhöhung der gesellschaftlichen Wirksamkeit des 
Verfahrens kann das Gericht auch Bürger aus dem Arbeits­
oder Wohnbereich des Angeklagten zur Anwesenheit in der 
Hauptverhandlung auffordern. Die Aufforderung ergeht un­
mittelbar an diese Personen oder an die zuständige staatliche, 
betriebliche oder gesellschaftliche Leitung.

§210

Vernehmung durch einen beauftragten oder ersuchten Richter
(1) Wenn dem Erscheinen eines Zeugen in der Hauptver­

handlung für eine längere oder ungewisse Zeit Krankheit 
oder Gebrechlichkeit oder andere nicht zu beseitigende oder 
erhebliche Hindernisse entgegenstehen, kann das Gericht 
einen seiner Richter beauftragen oder ein anderes Gericht 
ersuchen, den Zeugen zu vernehmen.

(2) Von dem Termin sind der Staatsanwalt, der nicht in­
haftierte Angeklagte, der Verteidiger sowie der gesellschaft­
liche Ankläger und der gesellschaftliche Verteidiger zu be­
nachrichtigen. Ihrer Anwesenheit bei der Vernehmung be­
darf es nicht. Das-Protokoll ist dem Staatsanwalt und dem 
Angeklagten oder seinem Verteidiger auf Verlangen zur Ein­
sicht vorzulegen.

F ü n f t e r  A b s c h n i t t  

Durchführung der Hauptverhandlung erster Instanz

Allgemeine Bestimmungen über die Hauptverhandlung

§211

Öffentlichkeit und Ausschluß der Öffentlichkeit
(1) Die Hauptverhandlung wird öffentlich durchgeführt.
(2) Das Gericht kann für die Verhandlung oder für einen 

Teil der Verhandlung die Öffentlichkeit ausschließen, wenn 
die öffentliche Verhandlung die öffentliche Ordnung oder die 
Sittlichkeit gefährden würde oder Nachteile für die Erzie­
hung eines jugendlichen Angeklagten zu befürchten sind.

(3) Das Gericht kann weiterhin die Öffentlichkeit aus­
schließen, wenn die öffentliche Verhandlung die Sicherheit 
des Staates gefährden würde oder wenn es die Notwendig­
keit der Geheimhaltung bestimmter Tatsachen erfordert.

(4) Das Gericht kann die Anwesenheit einzelner Personen 
bei nichtöffentlichen Verhandlungen gestatten.

§212

Verhandlung über die Ausschließung der Öffentlichkeit
(1) Die Verhandlung über die Ausschließung der Öffent­

lichkeit findet in nichtöffentlicher Sitzung statt, wenn ein Be­
teiligter es beantragt oder das Gericht es für begründet er­
achtet. Der Beschluß, der die Öffentlichkeit ausschließt, muß 
öffentlich verkündet werden. Bei der Verkündung ist anzu-


